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Änderungen des Messstellbetriebsgesetzes: Grundzuständige Messstellenbetreiber dürfen ihre 
Preise an die neuen gesetzlichen Preisobergrenzen anpassen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gestern ist das Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts zur Vermeidung von temporären Er-
zeugungsüberschüssen (BGBl. 2025 Nr. 51 vom 24. Februar 2025) in Kraft getreten. 

Das Gesetz soll grundsätzlich die Flexibilität des Stromsystems erhöhen. Um dieses Ziel zu erreichen, 
sieht das Gesetz u.a. Änderungen im Energiewirtschaftsgesetz, Messstellenbetriebsgesetz, Erneuer-
bare-Energien-Gesetz sowie Energiefinanzierungsgesetz vor. 

In diesem Newsletter befassen wir uns mit der wichtigsten Änderung des Messstellenbetriebsgesetzes:  

• Erhöhung der Preisobergrenzen gemäß §§ 30, 32 Abs. 1 S. 1 MsbG n.F. und  

• Erhöhung der vermuteten angemessenen Entgelte für Zusatzleistungen in § 35 Abs. 1 MsbG n.F. 

Die übrigen wesentlichen Änderungen des Messstellenbetriebsgesetzes werden wir in einem geson-
derten Newsletter erörtern und in einer geplanten Fachveranstaltung am 21. Mai 2025 vorstellen. 

Anpassung der Preisobergrenzen für Messstellenbetreiber 

In § 30 MsbG n.F. wurden die Preisobergrenzen, insbesondere der Anteil des Anschlussnutzers, für den 
Pflichteinbau von intelligenten Messsystemen durch den grundzuständigen Messstellenbetreiber er-
höht. 

Die Änderungen der Preisobergrenzen für intelligente Messsysteme gestalten sich wie folgt: 

Jahresverbrauch – kWh / 
installierte Leistung – kW 

Preisobergrenze gesamt Anteil 
Anschlussnetzbetreiber 

Anteil Anschlussnutzer 

§ 30 Absatz 1 MsbG n.F. - Pflichteinbau iMSys 

> 100.000 kWh 

> 100 kW 

Angemessenes Entgelt 80,00 Euro Verbleibender Teil 

> 50.000 bis 100.000 kWh 

> 25 bis 100 kW 

220 Euro (ehem. 200 Euro) 80 Euro 140 Euro (ehem. 120 Euro) 

> 20.000 bis 50.000 kWh 

> 15 kW bis 25 kW 

190 Euro (ehem. 170 Euro) 80 Euro 110 Euro (ehem. 90 Euro) 

20.000 bis 50.000 kWh 

≤ 15 kW 

+ § 14a EnWG-Anlagen 

130 Euro 

130 Euro (ehem. 100 Euro) 

130 Euro 

80 Euro 50 Euro 

50 Euro (ehem. 20 Euro) 

50 Euro 

> 6.000 bis 10.000 kWh 120 Euro (ehem. 100 Euro) 80 Euro 40 Euro (ehem. 20 Euro) 

§ 30 Absatz 2 MsbG n.F. – Pflichteinbau iMSys und Steuerungseinrichtung  

§ 14a EnWG 

> 7 kW, sofern zur Erfüllung der 
Quote erforderlich (90 % der 
installierten Leistung) 

100 Euro 50 Euro 50 Euro 

§ 30 Absatz 3 MsbG n.F. – Optionaler Einbau 

Optionale Verbrauchsanlagen 60 Euro 30 Euro 30 Euro 

https://www.bdew.de/service/standardvertraege/vertraege-messwesen/
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/51/VO.html
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Optionale Anlagenbetreiber 60 Euro 30 Euro (ehem. 40 Euro) 30 Euro (ehem. 20 Euro) 

Außerdem entfällt rückwirkend, ab dem 1. Januar 2025, bei mehreren Anwendungsfällen die Bünde-
lung der Preisobergrenze (§ 30 Absatz 5 MsbG n.F.). Eine Bündelung bei mehreren Anwendungsfällen 
hinter derselben Messeinrichtung bleibt jedoch zulässig. 

Die Preisobergrenze in § 32 Absatz 1 Satz 1 MsbG n.F. für moderne Messeinrichtungen ist von 20 Euro 
auf 25 Euro angehoben worden. 

Auch die vermuteten angemessenen Entgelte für Zusatzleistungen in § 35 Abs. 1 MsbG n.F. sind geän-
dert worden: 

• Für die (vorzeitige) Ausstattung mit einem intelligenten Messsystem (auf Kundenwunsch) nach 
§ 34 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 MsbG n.F. beträgt das vermutete angemessene Einmalentgelt 
100 Euro und bei optionalen Einbaufällen des Messstellenbetreibers nach § 30 Absatz 3 MsbG 
n.F. zusätzlich 30 Euro pro Jahr. 

• Für die Datenübermittlung an Energieserviceanbieter (ESA) wird ein Entgelt in Höhe von 30 
Euro jährlich als angemessen vermutet. 

In der Regel verlangen Messstellenbetreiber jedoch bereits jetzt wesentlich höhere angemessene Ent-
gelte für Zusatzleistungen. Zuletzt ist dieses Vorgehen von Verbraucherverbänden beanstandet wor-
den. Mit einer gerichtliche Entscheidung ist noch dieses Jahr zu rechnen. 

Auswirkungen auf Messstellenrahmenverträge 

Die Anpassung der Preisobergrenzen im Messstellenbetriebsgesetz in § 30 MsbG n.F. führt nicht zur 
automatischen Erhöhung der eigenen Preise gemäß Preisblatt des jeweiligen Messstellenbetreibers. 
Vielmehr muss der Messstellenbetreiber, soweit dies gewünscht ist, auf zivilrechtlichem Wege die 
Preisanpassung vornehmen. 

Eine Anpassung der eigenen Preisblätter hat lediglich Auswirkung auf neu abzuschließende Vertrags-
verhältnisse. Eine Rückwirkung auf bereits bestehende Verträge durch eine Änderung der Preisblätter 
besteht grundsätzlich nicht. 

Bis zur Anpassung des Preisblatts empfehlen wir Messstellenbetreibern, auf dem noch veröffentlichten 
Preisblatt kurzfristig den Hinweis aufzunehmen, dass dieses nur bis zum 24. Februar 2025, 23:59:59 
Uhr, galt. 

Sollen die neuen Preise auch gegenüber Bestandskunden gelten, ist der jeweils bestehende Messstel-
lenrahmenvertrag mit dem Lieferanten bzw. Messstellenvertrag mit dem Anschlussnutzer dahinge-
hend zu prüfen, ob im jeweiligen Vertrag ein Preisanpassungsrecht eingeräumt ist oder nicht.  

Ist ein Preisänderungsrecht vereinbart worden, ist entsprechend der vertraglichen Vereinbarung eine 
Preisanpassung durchzuführen. Die vertragliche Frist und die Frist nach der WiM beträgt drei Monate. 
Gerne unterstützen wir Sie insoweit bei der rechtlichen Prüfung und Durchsetzung. 

https://www.bdew.de/service/standardvertraege/vertraege-messwesen/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/BK6-GZ/2022/BK6-22-128/BK6-22-128_Beschluss.html?nn=877354
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Sieht der Vertrag kein Preisanpassungsrecht vor, ist eine Kündigung für den bestehenden Vertrag aus-
zusprechen und ein neuer Vertrag zu denen an die neuen Preisobergrenzen angepassten Preise abzu-
schließen. Die Frist für die Kündigung beträgt ebenfalls drei Monate und hat in Textform zu erfolgen 
(§ 13 Absatz 6). 

Im Hinblick auf den neuen Messstellenvertrag ist weiterhin zu beachten, dass das zukünftige Vertrags-
muster von der Bundesnetzagentur vorgegeben werden soll. Die 6. Beschlusskammer der Bundesnetz-
agentur hat ein entsprechendes Festlegungsverfahren (Az. BK6-24-125) eröffnet. Spätestens wenn die 
BNetzA-Musterverträge festgelegt sind, wird eine Anpassung der eigenen Verträge notwendig sein. 
Wann die Musterverträge jedoch veröffentlicht werden, ist noch nicht absehbar. 

Wir halten Sie auf dem Laufenden. 

Auswirkungen auf Energielieferverträge mit Letztverbraucher 

Ändert ein Messstellenbetreiber entsprechend den vorherigen Ausführungen gegenüber einem Liefe-
ranten seine Entgelte gemäß § 30 MsbG n.F., kann der Lieferant diese Erhöhung gegenüber dem von 
ihm mit Energie versorgten Letztverbraucher nur im Rahmen der bestehenden Regelungen des Ener-
gieliefervertrags weiterreichen. 

Sieht der Vertrag eine 1:1-Weitergabeklausel vor, können die Kosten für den Messstellenbetrieb an 
den Letztverbraucher ohne Weiteres weitergereicht werden. Enthält der Vertrag eine solche Klausel 
jedoch nicht, sondern sieht eine Preisanpassungsklausel gemäß § 41 Absatz 5 EnWG vor, so kann eine 
Veränderung der Entgelte für Messstellenbetrieb nur im Rahmen einer Preisanpassungsmaßnahme 
weitergereicht werden. Haben die Vertragsparteien jedoch vertraglich eine Preisgarantie auf die Ent-
gelte für Messstellenbetrieb im Energieliefervertrag vereinbart, so ist je nach Art und Umfang der 
Preisgarantie eine Weitergabe möglich oder nicht. 

Fazit 

Mit den vorgenannten Anpassungen verfolgt der Gesetzgeber sein Ziel den Infrastrukturausbau bei 
intelligenten Messsystemen wirtschaftlich abzusichern und damit die Digitalisierung der Energiewende 
weiter voranzutreiben. Zugleich soll durch die Anpassung der Preisobergrenzen eine gerechte Kosten-
verteilung sichergestellt werden.  

Die Änderungen der Preisobergrenzen führen nun, wie bereits oben erläutert, dazu, dass Messstellen-
betreiber ihre bestehenden Verträge dahingehend überprüfen müssen, in welcher Form eine Anpas-
sung der eigenen Preisobergrenzen für die Maßnahmen nach § 30 MsbG n.F. umsetzbar ist.  

Auch Lieferanten müssen nun abwarten, ob Messstellenbetreiber mit denen Sie einen Messstellenrah-
menvertrag für ihre mit Energie versorgten Letztverbraucher abgeschlossen haben, die Entgelte an-
passen oder nicht. Schon jetzt empfiehlt es sich, die bestehenden Energielieferverträge zu prüfen, ob 
für den Fall einer Anpassung der Preise die Weitergabe der Kosten an den versorgten Letztverbraucher 
möglich ist oder nicht. 

Gerne unterstützen wir Sie bei der Prüfung Ihrer Verträge. 

Für Ihre Fragestellungen rund um die oben geschilderten Gesetzesänderung stehen Ihnen die Juristin-
nen und Juristen der rhenag legal gerne zur Verfügung. 

https://www.bdew.de/service/standardvertraege/vertraege-messwesen/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/BK6-GZ/2024/BK6-24-125/BK6-24-125_Verfahrenseroeffnung.html?nn=1034040
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https://www.bdew.de/service/standardvertraege/vertraege-messwesen/

